
 

 

MEDIENMITTEILUNG Bern, 21. März 2018 

Steuervorlage 17: Ausgewogenes Gesamtpaket – nun ist das Parlament gefragt  

Mit der Verabschiedung der Botschaft zur Steuervorlage 17 hat der Bundesrat ein ausgewoge-

nes Paket präsentiert und seinen ehrgeizigen Fahrplan eingehalten: Der Schweizerische Städ-

teverband begrüsst das rasche Vorgehen und beurteilt die Steuervorlage 17 insgesamt positiv. 

Mit den Berechnungen der Steuerverwaltung werden erstmals die Auswirkungen auf die Ge-

meinden ausgewiesen. Und es zeigt sich: Die Steuerausfälle sind kurzfristig noch immer erheb-

lich. Umso wichtiger ist eine verbindliche Gemeindeklausel, die sicherstellt, dass Städte und 

Gemeinden an den Ausgleichsmassnahmen des Bundes beteiligt werden.  

Der Städteverband und die Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren 

(KSFD) begrüssen die Botschaft des Bundesrates zur Steuervorlage 17 (SV17). Zum einen ist es 

erfreulich, dass nur rund ein Jahr nach dem Nein zur USR III eine Neuauflage der Steuerreform vor-

liegt. Damit hat der Bundesrat der hohen Dringlichkeit der Reform Rechnung getragen. Zum andern 

präsentiert sich die SV17 insgesamt als ausgewogenes Paket. Die Erhöhung der Dividendenbesteue-

rung stellt die zwingend notwendige Gegenfinanzierung zumindest zum Teil sicher. Besonders zu 

begrüssen ist überdies, dass der Bundesrat den Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer wieder 

auf 21,2 Prozent angehoben hat. Damit ist eine Kernforderung des Städteverbands und der KSFD 

erfüllt.  

Nun gilt es sicherzustellen, dass auch die Gemeinden an den Ausgleichszahlungen des Bundes betei-

ligt werden. Dafür braucht es eine verbindlich formulierte Gemeindeklausel, die die Kantone dazu 

anhält, die kommunale Ebene für ihre Steuerausfälle zu entschädigen. Denn die erstmals durchge-

führten Berechnungen, mit denen die Eidg. Steuerverwaltung einer bereits bezüglich USR III erhobe-

nen Forderung des Städteverbands entspricht, zeigen: Die Auswirkungen auf Städte und Gemeinden 

sind immer noch beträchtlich. Diesen Auswirkungen haben die Kantone bei der innerkantonalen Um-

setzung Rechnung zu tragen.   

Zunächst ist der Ball nun aber beim Parlament: Der Städteverband und die KSFD erwarten, dass die 

Räte noch im laufenden Jahr ein ausgewogenes Paket verabschieden. Die Botschaft des Bundesrates 

ist dafür eine gute Grundlage – wesentliche Abweichungen würden die Vorlage schnell aus dem 

Gleichgewicht bringen.   

 

Weitere Informationen: 

Nationalrat Kurt Fluri, Präsident Schweizerischer Städteverband, Stadtpräsident Solothurn,  

Tel. 079 415 58 88. 

Daniel Leupi, Präsident Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, Finanz-

direktor Stadt Zürich, Tel. 044 412 32 00. 
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Hintergrundinformationen zum Schweizerischen Städteverband 

Der Städteverband zählt 132 Mitglieder. Er vertritt die Interessen und Anliegen der Städte, 

Agglomerationen und städtischen Gemeinden und ist damit die Stimme der urbanen Schweiz, in 

der rund drei Viertel der Schweizer Bevölkerung leben und 84 % der Wirtschaftsleistung unseres 

Landes erbracht werden. 

 

Hintergrundinformationen zur Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und 

-direktoren KSFD 

Die im August 2014 gegründete Konferenz ist eine Sektion des Städteverbandes. Ihre zurzeit 31 

Mitglieder setzen sich für eine stabile und berechenbare Finanz- und Steuerpolitik im Sinne der 

Städte und städtische Gemeinden als wirtschaftliche Lokomotiven des Landes ein. Die Konferenz 

will entsprechend der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung der Städte in wichtigen 

finanz- und steuerpolitischen Fragen auf Bundes- und kantonaler Ebene mitreden können. 

 


